
len Interessiertheit und Verantwortlichkeit beachtet 
werden muß. Es hat richtig darauf hingewiesen, daß 
auch dann, wenn der Kläger sich disziplinlos verhalten 
und die genossenschaftlichen Interessen mißachtet hat, 
nicht unberücksichtigt bleiben kann, daß die Verklagte 
es nicht verstanden hat, die familiären Belange des 
Klägers mit denen der genossenschaftlichen Arbeit in 
Einklang zu bringen. Der Kläger hat auch bewiesen, 
daß er an seinem ländlichen Beruf hängt, und sein Aus­
scheiden hätte wahrscheinlich vermieden werden kön­
nen, wenn die Verklagte rechtzeitig auf die Überwin­
dung seiner persönlichen und familiären Schwierigkei­
ten Einfluß genommen hätte.

§ 779 BGB.
Ein vor Gericht abgeschlossener Vergleich über einen 
Zahlungsanspruch ist rechtsverbindlich. Er steht — 
sofern sich die Parteien nicht auf die Unwirksamkeit 
des Vergleichs berufen bzw. ihn anfechten können — 
jedem Anspruch auf Rückzahlung des Betrags, über den 
sich die Parteien verglichen haben, entgegen. 
Stadtgericht von Groß-Berlin, Urt. vom 5. Januar 1968 
- 1 BCB 4/67.
Die Kläger waren Mieter in einem von der Verklagten 
(KWV) verwalteten Wohnhaus. Da sie entgegen der im 
Mietvertrag übernommenen Verpflichtung ihre Woh­
nung in einem malermäßig unzulänglichen Zustand 
hinterlassen hatten, forderte die Verklagte Schadenser­
satz. In dem anhängig gewordenen Zivilrechtsstreit 
haben sich die Kläger in einem Vergleich verpflichtet, 
500 M an die Verklagte zu zahlen.
Sie haben jetzt beantragt, die Verklagte zur Zurück­
zahlung von 200 M zu verurteilen, weil der ihnen im 
Mietverhältnis nachfolgende Bürger für seine Instand­
setzungsarbeiten nur 300 M erhalten habe. Den im 
Vorverfahren abgeschlossenen Vergleich wollten sie 
aber nicht anfechten.
Die Verklagte hat Klageabweisung beantragt.
Die Klage hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Zwischen den Parteien ist ein Vergleich geschlossen 
worden, der ihre Rechte und Pflichten im Zusammen­
hang mit dem Auszug der Kläger aus einer nicht ord­
nungsgemäß instand gehaltenen Wohnung abschlie­
ßend regelte. Der Vergleich ist als zivilrechtlicher Ver­
trag rechtsverbindlich. Er schließt jede Rückforderung 
eines Teilbetrags in der gleichen Weise aus, wie er an­
dererseits etwaigen Nachforderungen seitens der Ver­
klagten entgegensteht. Deshalb müssen sich die Kläger 
strikt an ihre eigene Willenserklärung, die zum Ab­
schluß des Vergleichs führte, halten.
Etwas anderes würde nur gelten, wenn die Kläger sich 
auf die Unwirksamkeit des Vergleichs berufen oder ihn 
anfechten könnten (§§779, 123, 119 BGB). Das hätte 
durch die Fortsetzung des Verfahrens geschehen müs­
sen, in dem der Vollstreckungstitel ergangen war, weil 
dessen Beseitigung zu betreiben gewesen wäre. Die 
Kläger haben es jedoch auf ausdrückliches Befragen 
und nach Erörterung der rechtlichen Möglichkeiten ab­
gelehnt, den Vergleich anfechten. Sie können sich 
deshalb nicht mit einer Klage auf Rückzahlung eines 
Teilbetrags in Widerspruch zu ihrer im Vergleich ver­
bindlich festgelegten Erklärung setzen.

Familienrecht
§§ 19 Abs. 1, 20 Abs. 1, 47 Abs. 1, 81 Abs. 2 FGB.
1. Ist der Unterhaltsverpflichtete ersichtlich nur für 
kurze Zeit — nicht mehr als ein Jahr — leistungsunfähig 
oder erheblich leistungsgemindert, so kann dann kein 
Unterhalt von den Großeltern verlangt werden, wenn 
der andere Elternteil die sich in dieser Zeit ergeben­
den Schwierigkeiten überbrücken kann.

2. Lebt das unterhaltsberechtigte Kind, für das der Un­
terhalt vorübergehend ausbleibt, in der vom Erzie­
hungsberechtigten neu gegründeten Familie, so kann 
dem anderen Ehegatten im Rahmen seiner Verantwor­
tung für das Kind zugemutet werden, daß er dessen Le­
bensbedarf während dieser Zeit durch die Aufwendun­
gen für die gesamte Familie mitdeckt. Das ist insbeson­
dere dann zu bejahen, wenn der ausgebliebene Unter­
halt später der Familie wieder in v o l l e m  Umfang zur 
Verfügung steht.
BG Dresden, Urt. vom 15. Dezember 1967 — 3 BF 218/67.

Die Eltern des unterhaltsberechtigten Kindes sind ge­
schieden. Der Vater ist verpflichtet, monatlich 60 M Un­
terhalt für das Kind zu zahlen. Er ist wegen vorsätz­
licher Verletzung seiner Unterhaltspflicht und wegen 
einer anderen Straftat zu insgesamt neun Monaten und 
zwei Wochen Gefängnis verurteilt worden. Die Strafe 
verbüßte er in der Zeit von Februar bis September 1967. 
Die Klägerin hat behauptet, während der Haftzeit des 
Kindesvaters habe sie aus dessen Arbeitsentlohnung 
lediglich 57 M Unterhalt erhalten. Da sie durch Heim­
arbeit nur 100 M im Monat verdiene und noch für ein 
weiteres Kind aufzukommen habe, könne sie den Un­
terhalt für das Kind nicht allein tragen. Der Verklagte 
(der Großvater des Kindes väterlicherseits) befinde sich 
in guten wirtschaftlichen Verhältnissen und sei deshalb 
gemäß § 81 FGB verpflichtet, an Stelle seines Sohnes 
bis zu dessen Haftentlassung monatlich 60 M Unterhalt 
zu zahlen. Sie hat einen entsprechenden Antrag gestellt. 
Der Verklagte hat Klagabweisung beantragt und er­
widert, die Unterhaltspflicht der Großeltern gegenüber 
den Enkeln bestehe nur dann, wenn die Eltern nicht lei­
stungsfähig seien. Sein Sohn sei jedoch nur vorüberge­
hend an der Zahlung des vollen Unterhaltsbetrags ge­
hindert.
Das Kreisgericht hat den Verklagten verurteilt, cm die 
Klägerin vom 1. Februar bis 30. September 1967 einen 
monatlichen Unterhalt von 60 M zu zahlen, abzüglich 
57 M sowie abzüglich weiterer von der Strafvollzugs­
anstalt evtl, noch zu zahlender Beträge.
Gegen dieses Urteil hat der Verklagte Berufung einge­
legt. Ergänzend hat er noch vorgetragen, daß sein Sohn 
Mitte September 1967 aus der Strafanstalt entlassen 
worden sei und wieder in einem Arbeitsrechtsverhält­
nis stehe. Er könne daher neben dem laufenden Unter­
halt auch die Unterhaltsrückstände begleichen.
Die Klägerin hat beantragt, die Berufung zurückzuwei­
sen. Die Berufung hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Nach § 81 Abs. 2 FGB haben Großeltern ihren minder­
jährigen Enkeln Unterhalt zu gewähren, wenn dieser 
weder durch die Eltern noch aus dem Arbeitseinkom­
men oder Vermögen des Enkels ausreichend gedeckt 
werden kann. Ausweislich der Bescheinigung der Straf­
vollzugsanstalt hat die Klägerin während der etwa 
achtmonatigen Strafhaft ihres geschiedenen Eheman­
nes von dessen Arbeitsbelohnung insgesamt 57 M Un­
terhalt erhalten. Es steht somit fest, daß er den not­
wendigen Unterhalt des Kindes während der vorge­
nannten Zeit nicht befriedigt hat. Dieser Umstand recht­
fertigt jedoch allein noch nicht, die Unterhaltspflicht 
der Großeltern zu bejahen, weil deren Verpflichtung 
erst bei ungenügendem oder fehlendem Leistungsver­
mögen beider Elternteile eintritt. Deshalb hat das 
Kreisgericht zu Recht auch die wirtschaftlichen Ver­
hältnisse der Klägerin überprüft. Diese ist wieder ver­
heiratet. Sie hat durch Heimarbeit ein monatliches 
Einkommen von etwa 110 M. Eine besser bezahlte 
Tätigkeit kann sie nicht aufnehmen, da weder für das 
in der jetzigen Ehe geborene Kleinstkind noch für das 
Kind aus erster Ehe Kinderkrippen- bzw. Kindergar­
tenplätze zur Verfügung stehen.. Die Klägerin war so­
mit nicht in der Lage, die während der Strafhaft ihres
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